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Die dritte Tesung der Nounggesetze
im « eicbstag

Der Reichskanzler zum Voungpla »
BDZ . « 11 \ i n , 12. März (Xef .)

? üf dir Tagesordnung des Reichstazrs steht diedritteBe -
* « t u « « der Nounggesetze . Die Redezeit beträgt
^ Stunde . Reichskanzler Müller führt in einer einleitenden
FiegieruttgSerklärung aus :

Bei Seil langwierigen Verhandlungen um dieses Werk war
für Deutschland die Befreiung der Rheinlande sowie die neue
Regelung der Reparatwnöfrage das Ziel . Die Reichsregierung
Letzt sich auch jetzt nachdrücklich für eine gleichzeitige Verabschie¬
dung aller dieser Gesetzesvorlagen ein . Eje hat in keinem Sta -
fruit» 5er Verhandlungen ein Hehl daraus gemacht, daß der
Kachverständigenplan und die zu seiner Inkraftsetzung getrof¬
fenen Abkommen auch nach ihrer Überzeugung hinter den be-
Lechiigten Erwartungen Deutschlands weit zurückbleiben , und
^ aß die Kritik in manchen Punkten leider berechtigt ist.

Ausschlaggebend muß für uns aber bleiben , ob das Ergeb -
« i» als ganzes dein deutschen Gemeinwohl förderlich ist »der
nicht. Die Reichsregierung erklärt mit voller Überzeugung , daß
sie in der Neuregelung einen Fortschritt gegenüber dem bis »
herigen Zustand der Dinge erblickt . Die Regelung der Repa -
rationsfrage , wie sie jetzt vorliegt , befreit die deutsche Wirt -
schaft von dem lähmenden Zustand der Unsicherheit der Wirt-
schaftlichen Zukunft . Trotz der außerordentlich schweren Lasten
des neuen Planes ist die Reichsregierung überzeugt , daß der
« ersuch der Durchführung nicht zum Rachteil Deutschlands
ausfalle « wird, aus der bestimmten Erwartung heraus , daß
auch die Gläubigermächte ihre Verpflichtungen nicht minder
Hrlich durchführen werden als Deutschland .

Man hat den Vorwurf erhoben , daß das Haager Abkommen
Deutschland Zusatzleistungen auferlege , die der Sachverständi -
senplan selbst nicht vorsah , nämlich die rund 400 Millionen
»us der Übergangszeit , den Gegenwert für das verloren gegan -
>ene Ŝtaatseigentum in Polen und die Liquidationsüberschüsse .
Zn allen drei Fällen kommen jedoch Mehrleistungen über die
Annuitäten der Sachverständige » hinaus nicht in Frage . Der

poungplan enthält nichts darüber .daß wir ein Recht haben
Follten , jene Beträge von den Jahresleistungen abzuziehen .
.Zu den Beträgen aus der Übergangszeit hat der Uoungplan
Überhaupt keine Bestimmungen getroffen , weil die gegnerischen
Ŝachverständigen , schon damals Deutschland das Recht aus die
Kberschüsse bestritten und die Sachverständigen deshalb nicht
einig werden konnten .

Die Verzichte , die Deutschland aussprechen mußte , haben
ihre Grundlage in einer Empfehlung der Sachverständigen
der Gläubigermächte , der die deutschen Sachverständigen kei¬
nen ausdrücklichen Widerspruch entgegensetzen konnten . Es ist
der Regierung aber wenigstens gelungen , die Beschränkung
auf eine erheblich andere Fassung zu erreichen und die Frage
für Polen «us dem Uoungptan herauszunehmen und in ein
Sonderabkommen einzufügen , das uns auf nationalpolitischem
Gebiet Gegenleistungen gewährt .

Auch die Zahlungen auf die belgischen Markfordrrungen

find
keine Zusatzleistungen . Die Sachverständigen muteten

elbst den belgischen Mitgliedern die Unterzeichnung ihres Be -
richts nur unter der Voraussetzung zu , daß eine Verein -
barung über die Markforderungen erzielt werde .

Kein Mensch in der Welt kann heute mit ehrlicher Über -
Zeugung die Auswirkungen des Uoungplaues prophezeien .
Wir können nur feststellen , daß Deutschland den neuen Plan
Niit der aufrichtigen Bereitschaft , ihn durchzuführen , an -
nimmt , und daß es sein Bestes tun wird , die eingegangenen
Verpflichtungen zu erfüllen .

Alle ausländischen Kontrollen werden wegfallen . Die
Finanzpolitik Deutschlands ist in Zukunft frei . Das Gegen -
stück zu dieser Freiheit ist ' Selbstverantwortung , auch für die
Übertragung der Reparationszahlungen an das Ausland .
Falls dies trotz Deutschlands gutem Willen mißlingt , und
Gefahren für Währung und Wirtschaft drohen , kann Deutsch -
land das Moratorium erklären oder den beratenden Sonder -
ausschuß einberufen , so daß erneut Sachverständige die Ge -
samtsachlage zu prüfen haben .

Alle Mißdeutungen und Zweifel in der Sanktionsfrage
sind unbegründet . Durch die Beseitigung der Reparations -
kommission und durch die Einführung der Organe des neuen
Planes ist dem Sanktionssystem des Vertrages von Versailles
der Boden entzogen . Das Rheinland ist von der Souderhaf -
♦tili « befreit . Alle Streitfragen sind künftig vom Schieds¬
gericht zu entscheiden.

Die Räumung der besetzte » Gebiete ist mit der Annahme
der vorliegenden Gesetze gesichert. Ich bin der festen Hoff -
nun «, daß der Befreiung der Rheinlande und der Pfalz bald
die des Saargcbietes folgen wird .

Die Rückkehr zu stabile» und stetige » Verhältnissen , die
wir bestimmt als Folge der Annahme des neuen Planes er -
warten , macht erst den Weg für eine finanz -, ftaat » - und
wirtschaftspolitische Reform frei .

Das Fknanzprogramm der Regierung vom Dezember wurde
durch die Notwendigkeit verstärkter Schuldentilgung hinaus -
geschoben.

Aber im Sinne dieses Programms erklärt die Reichsregie -
rung erneut , daß Deutschland » Wirtschaft dringend der Ent -
iastung bedarf , die zu dem frühest möglichen Zeitpunkt er -
folgen muß . Die deutsche Kapitalbildung muß gefördert , die
Ausgaben müssen sobald wie möglich gedeckt werden .

Vor allen Dingen aber ist eine Sanierung der Finanz - und
« affenlage des Reiches, der Länder und Gemeinden die uner -
läßliche Voraussetzung für eine Rückkehr zu geordneten Fi -
nanzverhältnissen . Deshalb hat die Reichsregierung den
Haushaltsplan für 1930 mit größter Sparsamkeit aufgestellt
und durch sichere Einnahmen in sich ausgealichen ^

Letzte Nachrichten
Neme Llottenabrüstung

Bestenfalls Limitierung bi« 1SZ6
ENA . London , 12. März . (Priv . -Tel . ) Die französische

Sicherüeitspolitik ist erledigt — wenigstens soweit die Be -
Ziehungen zu England und Amerika in Betracht kommen .
Briand mußte seine Forderungen gegenüber den Bedenken
der Angelsachsen immer weiter einschränken . Der Mittel -
meerpakt wurde aufgegeben zugunsten des Planes eines so -
genannten Konsultativpaktes , und schließlich sprach mau nur
noch von der Zurückstellung der Sicherheitsfrage auf eine
spätere Konferenz . Aber nicht einmal dieses letzte Zuge -
ständnis , das von der französischen Presse als ganz wertlos
betrachtet wurde , wollten Stimson und Macdonald der ge-
fürchteten Sanktionspolitik Frankreich machen , damit aber
verzichten sie auch auf die Möglichkeit , mit Frankreich über
eine Herabsetzung seines Mamniutsprogramms zu verhandeln ,
denn die darin enthaltenen Zahlen sind — mangels neuer
Sicherheitsgarantien — als absolute Bedürfnisse des über
alle Weltmeere verstreuten französischen Imperiums bezeich-
net worden .

Wenn nichts eintritt , was ein politisches Wunder genannt
werden müßte , so bleibt der mit so großem Optimismus be-
grüßten Flottenkonferenz , die durch Regelung einiger befon -
ders schwieriger Einzelprobleme den Weg für die Abrüstung ? -
arbeit des Völkerbundes freimachen sollte , nichts anderes
übrig , als den Abriistungsgedanken endgültig zu begraben
und sich höchstens noch um die „kurzfristige Limitierung " des
Flottenbaus , wie sie den Franzosen von Anfang an vor -
schwebte, zu bemühen . Die Arbeit — oder vielmehr die
Liquidierung — der Konferenz wird von den Staatsmännern
auf die Marinetechniker übergehen , die versuchen werden ,
auf Grund der einzelnen Äauprogramme , . deren Kürzung
dann nur noch in unwesentlichen Einzelheiten erwartet wer -
den kann , eine bis 1936 gültige Tabelle der Flottenbedürfnisse
zusammenzustellen und damit ein vorläufiges Aufhören des
Wettrüstens zu ermöglichen . Die Initiative liegt dann wie -
der beim Sölkerbund , dessen Aufgabe freilich durch den Vet -
lauf der Londoner Konferenz eher kompliziert als erleichtert
werden dürfte .

*
WTB . Paris , 12. März . (Tel . ) Nach den Erklärungen

des Amerikaners Stimson , daß Amerika hinsichtlich der Sicher ,
heitsforderungen Frankreichs keine Verpflichtungen überneh -
rnen könne, äußert sich die Havasagentur — offenbar amt¬
lich beeinflußt — über den nunmehrigen Stand oer VerHand -
lungen wie folgt : Man muß jetzt die Hoffnung aufgeben ,
daß in London ein politisches Abkommen unterzeichnet wird ,
durch das die allgemeine Abrüstung der großen Seemächte
erleichtert wird . Das Problem muß von technischer Seite
behandelt werden . Die Hauptschwierigkeit liege bei der italie -
msche » Delegation , die Flottengleichheit mit Frankreich der-
langt .

Ausdehnung Ver Sklarek -Boruute ^ uchuug
WTB . Berlin , 12. März (Tel . ) Die Voruntersuchung gegen

Sk - urek und Genossen ist auf Antrag der Staatsanwaltschaft
auf den Bürgermeister Kohl und den Prokuristen Liebert ans -
gedehnt worden . Kohl wird der fortgesetzten schweren passiven
Bestechung , Liebert des fortgesetzten Vergehens gegen das
Schmiergeldverbot , beide werden der schweren Untreue be-
schuldigt . Sie sollen ferner Verträge mit den Firmen der Brü -
der Sklarek geschlossen bzw . Bestellungen an sie aufgegeben ha -
ben , obwohl sie wußten , daß die Abschlüsse fiir ihre eigenen
Gesellschaften ungünstig waren .

Eine spanische monarchische Partei
WTB . Sevilla , 13. März sTel .s Die neugegründete monar -

chische Partei hat einen Aufruf erlassen , in dem sie ihr Partei -
Programm bekanntgibt . Sie betont darin die Notwendigkeit der
Aufrechterhaltung der Autorität und bezeichnet die Monarchie
als die konservative Institution der Ordnung in Spanien .

Eine Gefährdung der deutschen Währung ist ausgeschlossen .
Die Furcht vor politischen Unruhen fördert die Kapitalflucht .
Ganz zu unrecht ; denn die Regierung ist stark genug . Putsch -
gelüste von links und rechts rücksichtslos im Keime zu unter -
drücken. Die deutsche Republik steht heute unerschütterlich da.

Eine ruhige Fortführung der deutschen Gesamtwirtschaft ,
ihre Entlastung durch den neuen Plan , ÖW geplante Steuer¬
reform sowie die eingeleiteten Maßnahmen zugunsten der
Landwirtschaft sind die Grundlage , von der aus die Reichs -
regierung am Wiederaufbau unseres Vaterlandes weiterarbei -
tct . 4Die Ausführungen des Reichskanzlers wurden von der
Mehrheit vielfach mit Beifall begleitet , während die Oppo -
sition an verschiedenen Stellen lebhaften Widerspruch erhob.
Großer Lärm entstand namentlich bei der Rechten, als der
Kanzler erklärte, daß niemand über die Auswirkungen des
Uoungplans prophezeien könne.

*
Im Reichstag haben die Kommunisten ein Mißtrauens -

Votum gegen den Reichskanzler eingebracht.
Die Regierungsparteien haben einen Antrag eingebracht ,

in der die Erklärung des Reichskanzler» gebilligt wird und
über andere Anträge zur Taaesordnung übergegangen wird .

*Einstweilige Entspannung
in Berlin ?

Ein Bericht des WTB . über die gestrigen Ereignissein Berlin fängt mit dem Satz an : „Der Film der parla -
mentarischen Entwicklung zeigt heute wieder ein ganzanderes Bild .

" Die Bezeichnung „Film " ist nicht gerade
schmeichelhaft fiir das Reichsparlament, aber sie ist nichtunzutreffend . Man wurde in den letzten Wochen oft ge-
nug an den Film erinnert , wenn man sich den raschen
Bilderwechsel in Berlin so recht vor Augen hielt. Zu be-
fürchten ist, daß ein großer Teil unseres Volkes überdem Filmartigen der Vorgänge ganz und gar den furcht -
baren Ernst der Lage vergißt und schließlich das als ein
Schauspiel ansieht, was in Wahrheit ein Kampf um un -
sere Existenz, um die Gesundung unserer Wirtschaft ist.Die Entspannung des gestrigen Tages ist dadurch er-
möglicht worden, daß das Zentrum sich bereit erklärte,in der zweiten Lesung für die Nounggesetze zu stimmen.Vorausgegangen waren die Beratungen der drei Par -
teien der „Weimarer Koalition" und der Bayerische»
Volkspartei , Beratungen , die mit einer Einigung aufeinen neuen Finanzreformplan geendet hatten. Die Be-
dingung . die das Zentrum und die Bayerische Volkspar»tei an ihre Zustimmung zu den Aounggesetzen geknüpfv
hatten , nämlich die Sicherung der Reichsfinanzreform̂
war damit gewissermaßen erfüllt . Allerdings nur dann ,wenn man die Dinge im optimistischen Sinne ausdeutete
und jene Vereinbarungen der vier Parteien wirklich al»
eine feste Basis betrachtete .

So optimistisch ist übrige,ls das Zentrum nicht ge-.
Wesen. Es hat sich in einer Unterredung mit dem Reichs .
Präsidenten noch einmal vergewissert , daß auch Herr von
Hindenburg von der Notwendigkeit der alsbaldigen
Reichsfinanzreform überzeugt ist und von allen versas»
sungsmäßigen Mitteln (Reichstagsauflösung oder An -
Wendung des § 48) Gebrauch machen wird , um die recht-
zeitige Regelung des Finanzproblems zu verwirklichen .
Andererseits hatte der Reichspräsident dem Zentrums -
führer Dr. Brüning erklärt, daß eine Annahme der
Nounggesetze mit nur geringer Mehrheit ihn (den Reichs-
Präsidenten ) vor die Frage stellen würde , ob der Aoung -
Plan von neuem zum Volksentscheid gestellt werden sollte.

Nun , es war ja von jeher bekannt , daß das Zentrumdie Nounggesetze als solche nicht ablehnen wollte , sondern
nur die Forderung vertrat , daß Nounggesetze und Reichs-
finanzresorm gleichzeitig zu erledigen seien. Eine ganz
bestimmte Garantie , daß die Reichsfinanzreform sogleich
der Annahme der Nounggesetze zu folgen habe, konnte
dem Zentrum genügen. Und diese Garantie ist jetzt in-
sofern gegeben, als sich der Reichspräsident mit seiner
ganzen Autorität für die Reichsfinanzreform eingesetzt
hat , und auch insofern, als ja der Zwang der Verhältnisse
selbst nach der Überzeugung aller Parteien die rasche
Sanierung der Reichsfinanzen gebietet .

Jedenfalls hat das Zentrum gestern im Reichstag bei
der 2. Lesung für die Nounggesetze gestimmt . Der ent-
scheidende Artikel 1 ist mit 263 Stimmen gegen 174 bei
28 Stimmenthaltungen angenommen worden . Und so-
gar das Polenabkommen wurde mit 224 gegen 206
Stimmen bei 29 Enthaltungen angenommen . Es ist
nicht daran zu zweifeln, daß bei der heutigen dritten Le-
fung mindestens dieselben Mehrheiten herauskomme «
werden. Tie Mehrheit ist nicht gerade überwältigend,
aber sie reicht aus , um dem Auslande die Gewißheit bei-
zubringen , daß der Noungplan von uns redlich und mit
gutem Willen in die Tat umgesetzt werden wird.

Soweit wäre alles recht gut und schön, wenn man nur
der Hoffnung leben könnte , daß nun auch wirklich eine
vernünftige Reichsfinanzreiorm zustande kommt. Diese
Hoffnung steht aber aus nicht sehr festen Füßen. Und
man spricht in Berlin heute schon davon , daß die Regie -
rungskrisis lediglich vertagt sei.

Vergegenwärtigen wir uns einmal die augenblickliche
Situation ! Das , was nach Ansicht aller führenden Wirt-
schaftskreise selbst zu geschehen hätte , ist in den beiden
Reichsfinanzreformplänen . mit denen es der Reichstag
nunmehr zu tun hat, kaum berücksichtigt . Wenn man
schon die Einsicht gewonnen hat , daß überhaupt nur bei
entsprechenden Steuereingängen die Reichsfinanzen sa-
niert werden können, und daß diese Steuereingänge nur
von einer gesunden Wirtschaft zu erwarten sind, dann
können alle finanzreformatorischen Beschlüsse gesetz¬
geberischer Art überhaupt lediglich formale Bedeutung
haben, solange sie auf die Gesundung der Wirtschaft
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Aus dem babiöcben Landtag
t Verhältnisse des Personals der Heilanstalten

Bei der Beratung ' des umfangreichen Voranschlags des' Ministeriums des Innern wurde , wie aus dem amtlichen Be-
- richt zu ersehen , u . a . auch aus die BerhAtnisfe des Perso¬
nals der Heil - und Pflegeanst -tlten eingegangen . Eine Reihe
von Eingaben verschiedener Korporationen und - Einzelper -
sonen bot hierzu Anlaß . Der Berichterstatter ,

'
Abg . -Rein -

bald ^Sozdem . ) , gab als Inhalt der Eingabt des Reichsbundes
der Beamten und Anstellten, . Landesverband des Badischen
Jrrenpslegepersonals , Deutscher Verband für berufliche Kran -
ken- und Wohlfahrtspflege bekannt . Es! wird gefordert :

1 . Überführung des gesamten Pflegepersonals , welches bis -
her nach der badischen -skaatsbesoldüng behandelt wird , in
das Beamtenverhaltnis . Für das gesamte Tarifpflegepersonak
der badischen Heil - und Pflegeanstalten sollen im neuen
Staatsvoranschlag neue BeamtensteWn geschaffen werden '.
Durch Schaffung dieser Stellen soll das gesamte Pflegeper¬
sonal nach folgenden Grundsätzen eingruppiert werden : drei
Zehntel in Gruppe 7a , drei Zehntel in Gruppe 8j vier Zehn -

^ tel in Gvuppe 9 der Besoldungsordnung .
2 . Regelung «er gesamten Dienstzeit des Pflegepersonals .

• Im Gegensatz zur allgemeinen Regelüi >g der Arbeitszeit
für die badischen Staatsbeamten habe bisher immer die
Dienstzeit des Pflegepersonals in den Anstalten gestanden .
Heute leisten die in den Anstalten Beschäftigten eine Wochen-
arbeitszeit von 57 Stunden . In fast allen Staaten gelte be»
reits auch für das Pflegepersonal die 48stündige Arbeitswoche ,
und nur noch vereinzelt : werde im Höchstfall eine 54stündige
Arbeitszeit pro Woche verlangt . Es werde deshalb beantragt ,
ab I . April die Arbeitszeit iü den badischen Staatsanstalten
für das Pflege - und sonstige -Wirtschaftspersonal auf 54 ©tun *
den pro Woche herabzusetzen , ganz gleich, ob es sich um Ta -
ge«- oder Nachtdienst handle .

Regelung der Nachtdienstzeit .
Aus gesundheitlichen Gründen soll in allen badischen

Staatsanstalten und Instituten der Nachtdienst so geregelt
werden , daß nach einem siebentägigen Nachtdienst ein Wechsel
stattfindet . Sie begründen das damit , daß es . zu schweren
gesundheitlichen , auch zu gesellschaftlichen und familiären
Störungen

'
führe , -wenn die Beschäftigten länger als eine

Woche zum Nachtdienst herangezogen worden seien .
4 . Regelung und Bezahlung des Bereitschaftsdienstes .
Soweit in den einzelnen Anstalten aus gewissentechnischen

uno ärztlichen Gründen noch ein Bereitschaftsdienst durchge »
füürt werden - müsse , soll derselbe mit 25 Proz , auf die wöchent¬
liche Arbeitszeit angerechnet werden , so daß also bei einem
Belegschaftsdienst von 4 Stunden während der regulären Ar -
britszeit durch eine Stunde Freizeit ausgeglichen wird .

Außerdem lag eine Eingabe des . Tienststellenausichiisses
und Betriebsrats der Heilanstalt Jllenau vor , die die Er -
stellung von neuen Dienstwohnungen ai^ trebt . Im weiteren
eine solche von drei Anstaltsapothekern , die auf .etatmäßige
Anstellung pochen.

Zu der Eingabe des Pflegepersonals wurde , von feiten der
Regierung .vermerkt , daß die Überführung des gesamten
Pflegepersonals in dys Beamtenverhältnis wohl Momentan
keine Mehrforderungen mit sich bringe , aber daß in der spä¬
teren Entwicklung auf Grund der Steigerung des Dienst -
alters bedeutende Steigerungen zu erwarten wären . ;Eine
Regelung der Gesamtdienstzeit des Pflegepersonals , das heißt
eine Herabsetzung von 57 auf 54 Stunden , hätte zur Folge ,
daß eine ganze Anzahl wetteret Beamten resp . weiteres Per -
,sonal eingestellt werden müßte , was mit einem eventuellen
Kostenaufwand von 100 000 Ml verbunden wäre . Die Rege -
Zlung der Nachtdienstzeit durch einen anderen Wechsel kann
die Regierung nicht befürworten aus dem Grunde heraus ,
weil aus der Praxis heraus nachgewiesen ist , daß ein hinter -
einander absolvierter Nachtdienst persönlich besser durchzufüh -
ren ist, als wenn der Dienst wechselseitig stattfindet . Der
Regelung des Bereitschaftsdienstes kann .die Regierung eben -
falls in der geforderten Form mit 25 Proz . Anrechnung auf
die Arbeitszeit nicht beitreten .

- Zu der Eingabe des Betriebsrats der Handwerker und des
Pflegepersonals der Heilanstalt Jllenau erklärte die Regie -
rung : '

In dem Bestreben , für das Personal der Heil - und Pflege -^
anstalten bessere Wohnungsverhältnisse zu schaffen und damiq
ebensowohl berechtigten Wünschen dieses Personals entgegen -
zukommen , als auch auf die Wiedergewinnung der zu Per -
fonalwohnungen umgewandelten Krankenabteilungen für
Krankenzwecke hinzuzielen , war die Anforderung von Mitteln
für die Erstellung von Beamtenwohnhäusern in den vier Heil -
und Pflegeanstalten bereits im Außerordentlichen Etat für
1928/29 in Aussicht genommen . Da indessen unter dem
Zwange der ungünstigen Finanzlage nur die allerdringlichsten
Anträge Berücksichtigung finden konnten , mußten zu unserem
Bedauern nach Benehmen mit dem Herrn Minister der Finan -
zeu die für Beamtenwohnhäuser in der Anstalt Jllenau ,
Emmendingen und - Wiesloch beantragten Beträge wieder ab -
gesetzt werden .

Bei der Aufstellung des Entwurfs zum Staatshaushalts -
plan 1930/31 stand die Aufnahme dieser Beträge in den
Äußerordentlichen Haushalt erneut zur Erörterung . Ihre
Unterbringung im Haushaltsplan ließ sich aber aus denselben
Gründen wiederum nicht ermöglichen . In den . Anstalten
Jllenau und Wiesloch , wo die Pflegerfamilien vielfach sehr
notdürftig untergebracht sind und zum Teil , besonders in
Jllenau , weitab von der Anstalt wohnen müssen , ist . die Schaf -
fung von weiteren Beamtenwohnungen zu einem vordring -
lichen -Bedürfnis geworden , sowohl in Hinsicht aus den Dienst
selbst als auch auf die Gesundheit und Leistungsfähigkeit des
Personals . Der Herr Minister hat deshalb in die dem Haus -
haltsplan anzuschließende „Darstellung des unvermeidbaren ,
jedoch nach der Staatsministerialentschließung vom 1 . Juli
1929 Nr . 7105 nicht unmittelbar in den Haushaltsentwurf
aufzunehmenden Mehraufwands " die Anforderungsbeträge
für den Neubau von Beamtenwohnhäusern für je vier Fa -
milien in Jllenau — mit 45 000 Ml — und Wiesloch — mit
70 000 Mi — aufgenommen , wurde aber , wie bemerkt , auf
Grund der Einsparungen im Etat wiederum aus dem Außer -
ordentlichen Etat gestrichen .

Andererseits wurde auch regierungsseitig daraus hinge -
wiesen , daß das Pflegepersonal zum bestbezahltesten Personal
ähnlicher Art in ganz Deutschland gehöre . Bim Württem¬
berg käme immer der Vorwurf der zu guten Bezahlung .Wenn man die Arbeitszeit wöchentlich um drei Stunden her -
untersetze , so wären dafür ungefähr 100 MO Mi Mehraus¬
gaben notwendig . Bezüglich der Nachtwachen könne der Be -
richterstatter nicht für eine Änderung eintreten , da die wö-
chentlichen Wachen - sich in der Pxaris als ^ die . beste Art er -

tyiesen hätten . Bezüglich , der Verbesserung , der Lage des Per¬
sonals und auch des Wohnungsbaus und des Anbäus der
Anstalten wäre der gute Wille auf seiten der Regierung vor -

.hqnden , die Verhältnisse seien jedoch stärker .
Von einem Redner der Sozialdemokraten wurde erneut

auf die Dringlichkeit des Wohnungsbaus in Jllenau aufmerk -
fam ^ gemacht . Die erste Voraussetzung wäre doch zunächst
einmal , alle jene Wohnungen frei zu machen , die eigentlich
Zum Anstaltsbetrieb und Unterbringung der Kranken gehören .
Aus dem Grunde selten mehr Mittel zur Verfügung gestellt
werden , als dies bislang der Fall war . Ebenso bitte er , dafür
Sorge zu tragen , daß ein Teil der Forderungen der Ange -»
stellten - und Beamtenverbände , soweit sie ohne gesonderten
Mehraufwand ermöglicht werden können , berücksichtigt und
Vorkehrungen dafür getroffen werden , daß im kommenden
Voranschlag einzelne Forderungen zur Durchführung kommen .

Bon allen Parteien wird dem gesamten Personal der Heil -
anstalten Anerkennung gezollt und anerkannt , wie durch die
starke Beleguug der Anstalten feine Arbeit gestiegen sei. We¬
gen des Verlangens der Überführung ins Beamtenverhält¬
nis setzt der Abg . Großhans (Sozdem . ) auseinander , er halte
das Beamtenverhältnis , rein akademisch ausgedrückt , nicht für
eine absolut notwendige Voraussetzung einer gewissenhaften
Pflichterfüllung . Nicht ob Man Beamter ist, ist das söge-
nannte,Primare , sondern ob man auskömmlich bezahlt und
entlohnt ist, ob man seine Existenz hat bei dem Berufe , den
man sich erwählt ; er glaube , erst in zweiter Linie kommt die
Frage , ob es notwendig ist , hierzu im Beamtenverhältnis
zu sein . Mir ist eine gutbezahlte Angestelltenstelle viel lie¬
ber als • eine Beamtenstelle Mit einem unzureichenden Mo -
natsgehalt . Ich bin also der Meinung , es ist nicht immer
notwendig , daß man allzusehr auf diese Dinge drückt, son-
dern notwendig ist, daß dafür gesorgt wird , daß das Einkom -
men des Pflegepersonals insgesamt , ob "beamtet oder ange -
stellt , so ist, daß sie alle ihr anständiges Auskommen mit
ihren Familien haben .

Allerdings stünden der Aufrückuug ins Beamtenverhältnis
die Richtlinien des Staatsministeriums vom 1 . Juli 1929 im
Weg , die die Schaffung weiterer Beamtenstellen verbieten .
Vielleicht ließe sich aber , sofern keine Mehrausgaben - kür den
Staat entstehen , doch ' über die . Überführung reden .

'
Bezüglich der Dienstzeit komnit der genannte Abgeordnete

zu der Feststellung , man müsse
'
-bei der Bemessung der Ar -

!»e.itszeit für dieses Personal in Betracht ziehen , daß es im
Vergleich zu anderen im staatlichen Dienst stehenden Personen
eine ganz andere dienstliche Inanspruchnahme , einen schwie-
rigeren Dienst zu verrichten hat . Deshalb spreche ich aus :
Es besteht wirklich keine Berechtigung , zu verlangen , daß die
Pfleger länger arbeiten sollen als etwa die Beamten . Ich
entsinne mich einer Rede , die . vor vielen Jahren einmal hier
der verehrte Führer der badischen Zentrumspartei , der Herr
Abg . vi '. Schofer , über dieses Kapitel gehalten hat ; er hat
uns darin in trefflicher Weise auf all dys hingewiesen , was
alS das ureigenste Aufgabengebiet des Pflegers anzusehen ist.
Wenn man dieses Aufgabengebiet überblickt , dann darf man
wohl fagen : Wenn wir zu der Uberzeugung gelangt sind,
daß es sich hier , um einen wirklich verantwortungsvollen
Dienst handelt , dann Hat die Regierung auch die Aufgabe /
allmählich die Ausgestaltung der Organisation dahin zu süh-
ren, - daß die Wünsche des Pflegepersonals hinsichtlich der
Länge seiner . Arbeitszeit erfüllt werden können .

In der Frage der Rachtdienstregelung fei das Personal
nicht einheitlicher Auffassung . Der größere Teil sei der An -
ficht , die 14tägige Nachtschicht

"
sei zu läng , während sie ärzt -

licherseits für richtig gehalten wird .
Dem Vorgetragenen schloß sich der Abg . Aman » im we¬

sentlichen an . Er hob aber auch zutreffend hervor , daß das
Pflegepersonal bis zu einem gewissen Grad selbst schuld ist,
wenn sich ein Mißverhältnis zwischen Beamten - und Nicht-
beamtenstellen herausgebildet hat . Denn es habe eine Zeit
gegeben , wo man nämlich im Tariflohn mehr verdient habe ,
als wenn man planmäßiger Beamter gewesen sei.

Bezüglich der Anstaltsapotheker wurde vermerkt , daß wohl
auf die Dauer der Zustand nicht aufrechterhalten _

werden
könnte . Nachdem man aber in allen Positionen bis jetzt eine.
Änderung abgelehnt habe in bezug auf Höherstufung oder
Überführung in das Beamtenverhältnis oder aus dem außer »
planmäßigen in das planmäßige Verhältnis , könnte man hier
momentan keine Ausnahme machen .

Im übrigen — so kam der Minister des Innern selbst auf
ihre Eingabe zurück — sei ihre Lage uicht so übel . Sie wiir -
den nämlich , wenn sie einmal in der Reihe derer stehen , die
für eine Konzession in Betracht kommen , zur Schaffung eines
Ausgleichs für die Tätigkeit , die sie deni Staat im Angestell -
tenverhältnis geleistet haben , in erster Reihe berücksichtigt.

Wechsel in der Leitung der Personalabteilung
des Reichsfinanzministeriums

Wie wir hören , verläßt der bisherige Leiter der Personal -
abteilung im Reichsfinanzministerium , Ministerialrat Prug -
ger , in den nächsten Tagen Berlin , um die Stelle des Präsi -
Kenten des Landesfinanzamts in Würzburg zu übernehmen .
Zu seinem Nachfolger in der Personalabteilung des Reichs -
finanzministeriums ist Ministerialrat Börnicke bestimmt
worden . Ministerialrat Boenicke ist in parlamentarischen und
in Beamterikreisen dadurch bekanntgeworden , daß er sich be-
sonders mit der Frage der Reorganisation der Rejchsfinanz -
Verwaltung befaßt und hierüber auch Schriften verosfent ^
licht hat .

Vollzug dcs^ § 4? des BefKrderuttgsges .ehes
Nach einer dem Badischen Landtag zugegangenen Übersicht

find in der Zeit vom 1 . April 1920 bis 30. September 1929 von
insgesamt 1119 freigewordenen Stellen auf Grund des § 4?
des Besoldungsgesetzes 331 Stellen weggefallen . 279 Stellen
wurden eingespart , 60 wiederbesetzt . Die bisher erzielte Erspar -
nis beziffert sich auf 053 431 Mi .

Staatslotterie
Die Auszahlung der Gewinne aus der 5. Klasse der
laufenden Lotterie beginnt ab 29 . März 1930

Die Karlsruher Lotterie - Einnehmer .

Etwas sekrMicdtiges kurjesenKesrnten !
Wir haben an dieser Stelle vor einiger Zeit darauf hinge -

wiesen , daß heute dem Beamten die Möglichkeit gegeben ist,eine Art Beamtenhochschulstudium durchzuführen mittels des
Studienganges „Die Beamtenhochschule "

. Tie Leitung des
Ganzen liegt in den Händen des bekannten Wissenschaftlers
Dr. Giese , ordentlicher Professor an der Universität Frank¬
furt a . M . Die einzelnen Mitarbeiter sind fast ausschließlich
Hochschulprofessoren . So nur konnte ein Werk gedeihen , das
dem Beamten den vollständigen Lehrstoff einer Verwaltungs -
akabemie bietet . Und dadurch , daß sich die Kosten Nur aus 8ö
Reichspfennig pro Woche belaufen , ist diese Ausbilöungsniög -
lichkeit jedem , vom jungen Anwärter bis zum Beamten höhe-
rer Stufen , zugänglich gemacht .

Wie sehr die Beamtenschast diesen Studiengang zu schätzen
weiß , geht daraus ., hervor , daß ihm innerhalb 1 ^ Jahren
Über 12 000 Studierende zugeströmt sind . Von den 1.4tägig
erscheinenden Lieferungen sind in den letzten drei Mona ren
die Lieferungen 40—45 erschienen .; sie behandeln : „Kamera¬
listik " von Oberbürgermeister i . R . Konrad Maß , « chwerin
(Lsg . 40 ) ; „Gewerbe - und Jndustriepolitik " von Dr . Kump¬
mann , 0 . Professor m d . Universität Köln (Lsg , 41 ) ; fortge -
fetzt wurde das Kapitel „Kozialrecht " von Obermag .- Rat Dr.
Cahn , Prof . a . d . Universität Frankfurt (Lfg . 42 ) ; „Steuer -
recht " von Dr. Saenger , ao . Prof a . d . Universität Frank -
surt (Lfg . 43 ) ; „Handel . und Binnenhandelspolitik " von Dr.
Gerloff , 0. ö . Pros . a . d . Universität Frankfurt ; ferner wurde
begonnen das Kapitel - „Weltwirtschaft und Außenhandels »
Politik " von Dr. Röpke , 0 . ö . Prof . a . d . Universität Marburg
(Lfg . 44 ) ; die 45 . Lieferung schließlich enthält den ersten Teil
des Kapitels „Kommunalverwaltungslehre " von Dr . Walz ,
0 . Hon .-Prof . ct . d . Universität Heidelberg . Jedem Beamten
ohne Rücksicht auf Lebens - und Dienstalter möchten wir die-
ses Studium dringend empfehlen .

Der Jndustrieverlag Spaeth & Linde » Berlin W 10, Gen -
thiner Str . 42, gibt — wie wie hören — Interessenten aus¬
führlichen Prospekt und eine 64 Seiten starke , interessante
Probelieferung gegen Einsendung der Portokosten von 30
kostenlos ab .

Staatsbürgerlicher Schulungskurs
des Allgemeinen Deutschen Beamtendundes

— Ländesausschuß Baden —
Am Montag , dem 10. März , trafen Funktionäre der frei -

gewerkschaftlichen Beamtenbewegung des A.D .B , zur Ab-
solvierung eines 14tägigen staatsbürgerlichen Schulungskurs »?
im städt . Kurhaus Herrenalb ein .

Der Bundesvorsitzende , Ministerialrat . a . D » Falkenberg ,
M . d . R ., Berlin -, eröffnete den Kursus , überbrachte die -Grüße
des Bundesvorstandes und gmg jn längeren Ausführungen
auf den Zweck des Kurses ein . Staatsbürgerliche - Schulung— führte er aus — ist für den Beamten im repuklitimiscke . t
Bolksstaat unbedingte Notwendigkeit . Er hat die Interessen
des Staates nicht nur während seines Dienstes , fondern auch
außerhalb des Dienstes wahrzunehmen . Am Schlüsse seiner
Ausführungen wünschte ' er der ernsten Arbeit 'recht guten Er¬
folg . sodann begrüßte Bürgermeister Grub , Herrenalb , die
Teilnehmer im ' Namen der Gemeindeverwaltung aufs herz -
lichste, gab einen kurzen historischen Rückblick über die Entwick -
lung der Gemeinde Herrenalb . insbesondere des städt . Kur »
Hauses , in dem die Schulung stattfindet . Auch er . betonte die
Wichtigkeit und Auswirkung dieses Kurses zum Wohle des
republikanischen Volksstaqtes und Deutschen Volkes .

Der Kursleiter und Landesausschußvorsitzende des A- D .B.
Badens , Koll . Flucht , dankte den Heiden Vorrednern für die
Begrüßungsworte . Er betonte , daß neben der ernsten Schu -
lungsarbeit ein kameradschaftlicher Geist unter den Kollegen
gepflegt werde und ein harmonisches Zusammenarbeite ^ mit
den Dozenten erwünscht sei.

Nachdem Koll . Drollinger von feiten der Schüler den beiden
Vorsitzenden für ihre mühevolle Arbeit , die zum Gelingen des
Kursus geleistat wurde , herzliche Worte des Dankes über -
mitteile , ging man zu den Vorlesungen über .

Es nehmen 27 Kollegen , darunter zwei Kolleginnen , aus
den verschiedenen Verwaltungen teil .

Es werden in diesem Kursus von den Dozenten folgende
Themas behandelt : Politische Parteien , Parlamentarismus
und Beamtenschaft , deutsche Reichs - und Länderverfassung ,
Geschichte der Gewerkschaften , Verwaltungsrecht und Verwal -
tungsverfahren , Grundbegriffe der Volkswirtschaftslehre , die
-öffentliche Wirtschaft , Finanzpolitik -, Arbeitsrecht und Beam -
tenrecht , Beamtenpolitik im demokratischen Staat , Deutsche
Wirtschaftsgeschichte , Presse und Verwaltung , Partei nnd Ge »
werkschaften , Reparationsfragen , Einführung in die Sozial -
Politik , die Geschichte und . den Inhalt der Krankenversichernng ,
die Invaliden - und Hinterbliebenenversicherung , Deutsche Wirt -
schaftsgefchichte, Presse und Verwaltung und das Parteiwcsen
im parlamentarischen Staate . *

Die Kurzschrift im Behöroenvienst
Der Postkurzschriftverbaud , der Reichsverband der t'nrz -

schriftkundigen Beamten und Angestellten , der Verband der
Eisenbahn - Kurzschristvereine und der Verband stenograpbi --
kundiger Beamten haben in Gemeinschaft mit dem deutschen
Stenographenbund eine Denkschrift über die Kurzschrift im
Behördendienst verfaßt , die zu folgenden Forderungen ge-
langt :

1 . Eine Erweiterung der zur Zeit gültigen Richtlinien für
die Erlernung der Einheitskurzschrift durch die Beamten und
Behördenangestellten erscheint geboten . Die Altersgrenze ist
heraufzusetzen ; der Nachweis einer gewissen Fertigkeit ist
zu erbringen . 2 . Es liegt im dienstlichen Nutzen , der Ansbret -
tung der Einheitskurzschrift bei den Behörden nach jeder
Richtung die WiJge zu ebnen , Förderung durch die leitenden
Beamten . Einrichtung kurzfchrifthcher Büchereien , Unterstüt¬
zung von Beqmten und Angestellten , die die Lehrerprüfung
ablegen wollen und ähnliche das Vorwärtsstreben der Beam -
t - n - und Aogestelltenschast begünstigende Maynahmen sind
erwünscht . 3 . Die Aufstellung einheitlicher Richtlinien für eine

zweckmäßige Anwendung der Einheitskurzfchr .st unter Ver -

meidung aller Übertretungen , aber unter voller Ausnutzung
der sich bietenden Möglichkeiten erscheint geboten .
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